
Bayerischer Landtag · 9. Wahlperiode 

Schriftliche Anfrage 

Betreff: Verbrennungsanlage für schwachakliven 
MOii in Karlstein 

Pressemeldungen zufolge hat die Kraftwerksunion 
(KWU) den Antrag gestellt, in Karlstein/Landkreis 
Aschaffenburg eine Verbrennungsanlage für 
schwachaktiven Müll zu errichten. 

Ich frage die Staatsregierung: 

1. Treffen diese Meldungen zu und wird die Staatsre-
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Schreiben vom 29. Januar 1981 A II - Nr. 13797 /1981 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

gierung der Errichtung dieser Verbrennungsan- Die schriftliche Anfrage des Abgeordneten Sieber 
lage zustimmen? beantworte ich wie folgt: 

2. S?ll di.eser V~rbrennu.~gsanlage n~r schwachra- Die Kraftwerk Union AG (KWU) arbeitet schon seit 
d1oakt1ver Mull zugefuh~t _werden, der aus For-11ängerer Zeit an Planungen, in ihrer Kernenergiever­
schung und Nuki~armed1zin herstammt? I suchsanlage Karlstein _eine _verasch.ungsanl~ge für 

3. Ist vorgesehen, diese Verbrennungsanlage auch ~rennbare schwachrad1oakt1ve Abfalle zu errichten. 
zu einer Wiederaufbereitungsanlage zu erweitern Uber diese Absichten, über die im Februar und März 
oder schließt die Staatsregierung, fall sie die 1980 die zuständigen örtlichen Behörden unterrich­
Errichtungsgenehmigung erteilt, diese Möglich- tel wurden, ist seinerzeit auch in der Presse berichtet 
keit eindeutig aus. worden. Im einzelnen ist hierzu auszuführen: 

4. Welchen Wahrheitsgehalt haben Meldungen, wo- Zu 1.: 
nach schwachaktiver Abfall aus allen Kernkraft­
werken der Bundesrepublik dort verbrannt wer­

Im November 1980 hat die KWU AG einen Antrag zur 
Erteilung einer atomrechtlichen Genehmigung für 
den Betrieb einer Anlage zur Veraschung und endla­
gerfähigen Konditionierung brennbarer schwach ra­
dioaktiver Abfälle gestellt. 

den soll oder kommt nur solcher aus Bayern 
infrage? 

25. Januar 1981 

Sieber 
FDP 

1 
im atomrechtlichen Genehmigungsverfahren wird 

1 
die zuständige Genehmigungsbehörde, das Bayeri-

1 

sehe Landesamt für Umweltschutz, eine detaillierte 
sicherheitstechnische Überprüfung der Anlage und 
des beabsichtigten Betriebs veranlassen. Darin ist 
auch eine umfassende radiologische Beurteilung un-
ter Berücksichtigung der gesamten Vorbelastung 
des Standorts eingeschlossen. Eine Genehmigung 
wird nur erteilt werden, wenn sichergestellt ist, daß 
alle erforderlichen Einrichtungen vorhanden und die 
Maßnahmen entsprechend dem Stand von Wissen­
schaft und Technik getroffen sind, welche die sichere 
Einhaltung der Schutzvorschriften der Strahlen­
schutzverordnung gewährleisten. 

Zu 2.: 

In der Veraschungsanlage sollen feste brennbare 
schwach radioaktive Abfälle (Papier, Kunststoffolien, 
Holz, Gummi, Arbeitskleidung) aus Kernkraftwerken 

' und kerntechnischen Einrichtungen sowie derartige 
über die Landessammelstelle angelieferte Abfälle 
aus Medizin, Forschung und Industrie zur Volumen­
reduktion und Konditionierung behandelt werden. 

Zu 3.: 

Jede eventuelle „Erweiterung" der geplanten Ver­
aschungsanlage zu einer Wiederaufbereitungsan-
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lage für abgebrannte Brennelemente kann u.a. aus 
technischen Gründen schon jetzt mit Sicherheit aus­
geschlossen. werden. Oie ·Anlage, deren Verbren­
nungsleistung etwa der einer kleinen Krankenhaus­
müllverbrennungsanlage entspricht, soll in einem 
bereits bisher für den Umgang mit radioaktiven Stof­
fen genutzten Gebäudetei 1 der Kernenergiever­
suchsanlage eingebaut werden. Schon aus Platz­
gründen - bei den Planungen in Hessen für eine 
Wiederaufarbeitungsanlage mit einem Durchsatz 
von 350 Jahrestonnen Kernbrennstoff werden 
Grundstücksflächen von ca. 100 ha zugrundegelegt 
- wäre eine derartige „Erweiterung" nicht möglich. 

Zu 4.: 

Die Planungen der KWU AG sehen vor .. auf kommer-

zieller Basis die in 2. genannten Abfälle aus Kern­
kraftwerken und kerntechnischen Einrichtungen der 
Bundesrepublik Deutschland zu behandeln. Oie Ver­
aschungsrückstände sollen den jeweiligen Anliefe­
rern zurückgegeben werden. Eine Zwischenlage­
rung in Karlstein ist nicht vorgesehen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Dick 
Staatsminister 
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